
7. Zur Beseitigung der im vorliegenden Verfahren festgestell­
ten Vertragsverletzung hätten die italienischen Behörden 
angekündigt, die Frist für die Stellung des Antrags auf 
Eingreifen des Fonds zunächst von drei Monaten auf zwölf 
Monate ausdehnen und dann abschaffen zu wollen. 

8. Sie hätten außerdem in der Gazzetta ufficiale della Repub­
blica italiana (Amtsblatt der Italienischen Republik) eine 
Mitteilung veröffentlicht, die potenzielle Betroffene darüber 
informieren solle, dass bis zur Abschaffung der betreffen­
den Frist zur Sicherstellung des Verbraucherschutzes An­
träge auf Zugang zum Garantiefonds jederzeit gestellt wer­
den könnten. 

9. Nach Ansicht der Kommission reichen solche Maßnahmen, 
obwohl sie einen löblichen Versuch darstellten, den Folgen 
der festgestellten Vertragsverletzung entgegenzuwirken, 
nicht aus, um die Gefahr zu bannen, dass dem Pauschalrei­
sekunden das Recht auf wirksamen Schutz im Fall des 
Konkurses des Veranstalters genommen werde. 

10. Zur vollständigen Gewährleistung von Rechtssicherheit 
müssten die Bestimmungen einer Richtlinie mit unbestreit­
barer Effizienz, Konkretheit und Klarheit durchgeführt wer­
den und nicht mittels einfacher Verwaltungspraxis, die na­
turgemäß nach dem Ermessen der nationalen Verwaltung 
veränderbar sei. 

11. Dass in der italienischen Rechtsordnung nebeneinander 
sowohl eine formell nie aufgehobene Bestimmung, die 
bei Gefahr des Rechtsverfalls eine Frist von drei Monaten 
für die Einreichung des Antrags auf Eingreifen des Fonds 
vorschreibe, als auch eine Verwaltungsmitteilung existiere, 
die zur Nichtbeachtung dieser Frist auffordere, schaffe eine 
offensichtliche Rechtsunsicherheit für die Pauschalreisekun­
den. 

( 1 ) Richtlinie 90/314/EWG des Rates vom 13. Juni 1990 über Pau­
schalreisen (ABl. L 158, S. 59). 
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Vorlagefragen 

a) Gemäß den Art. 10 Abs. 2 und 249 Abs. 2 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft: i) Muss es der 
griechische Gesetzgeber während der Geltung der mit Art. 6 

Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Rates vom 
7. Dezember 1992 zur Anwendung des Grundsatzes des 
freien Dienstleistungsverkehrs auf den Seeverkehr in den 
Mitgliedstaaten (Seekabotage) (ABl. L 364) für Griechenland 
eingeführten, bis zum 1. Januar 2004 befristeten Ausnahme 
von der Anwendung dieser Verordnung unterlassen, Vor­
schriften zu erlassen, die geeignet sind, die vollständige 
und wirksame Anwendung dieser Verordnung in Griechen­
land ab 1. Januar 2004 ernstlich in Frage zu stellen? ii) 
Können sich Einzelne auf diese Verordnung berufen, um 
die Gültigkeit von Vorschriften in Frage zu stellen, die der 
griechische Gesetzgeber vor dem 1. Januar 2004 erlassen 
hat, wenn diese nationalen Vorschriften die vollständige 
und wirksame Anwendung der Verordnung Nr. 3577/92 
in Griechenland ab dem 1. Januar 2004 ernstlich in Frage 
stellen? 

b) Bei Bejahung der ersten Frage: Wird die volle Anwendung 
der Verordnung Nr. 3577/92 in Griechenland ab dem 1. 
Januar 2004 dadurch in Frage gestellt, dass der griechische 
Gesetzgeber vor dem 1. Januar 2004 Vorschriften erlassen 
hat, die abschließenden und dauerhaften Charakter haben, 
die nicht vorsehen, dass ihre Geltung zum 1. Januar 2004 
endet, und die gegen die Verordnung Nr. 3577/92 versto­
ßen? 

c) Bei Bejahung der ersten und der zweiten Frage: Lassen die 
Artikel 1, 2 und 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 den 
Erlass nationaler Regelungen zu, wonach den Reedern See­
kabotageleistungen nur auf bestimmten jährlich von der 
hierfür zuständigen nationalen Behörde festgelegten Schiffs­
linien und nach vorheriger behördlicher Genehmigung über­
tragen werden können, die im Rahmen eines Genehmi­
gungssystems erteilt werden, das folgende Merkmale auf­
weist: 

i) Es betrifft ausnahmslos alle Schiffslinien zur Bedienung 
der Inseln, und 

ii) die zuständigen nationalen Behörden haben die Möglich­
keit, dem eingereichten Antrag auf Genehmigung für 
den Schiffseinsatz dadurch stattzugeben, dass sie nach 
ihrem Ermessen und ohne vorherige Festlegung der an­
gewandten Kriterien eine einseitige Abänderung der Ein­
zelheiten des Antrags vornehmen, die die Häufigkeit und 
die Zeit der Unterbrechung des Linienverkehrs sowie das 
Fahrgeld oder die Fracht betreffen? 

d) Bei Bejahung der ersten und der zweiten Frage: Enthält eine 
nationale Regelung, wonach Reeder, denen die Verwaltung 
eine Genehmigung für den Schiffsverkehr auf einer be­
stimmten Linie (nach Annahme ihres entsprechenden An­
trags in unveränderter Form oder nach Annahme dieses 
Antrags mit bestimmten, vom Reeder akzeptierten Abände­
rungen) erteilt hat, die betreffende Schiffslinie grundsätzlich 
während der gesamten Dauer des jährlichen Einsatzzeitrau­
mes ohne Unterbrechung zu bedienen haben und um der 
Gewährleistung der Einhaltung dieser Verpflichtung willen 
vor Aufnahme des Schiffsverkehrs eine schriftliche Bürg­
schaft einzureichen haben, die bei Nichteinhaltung oder 
nicht genauer Einhaltung der fraglichen Verpflichtungen 
ganz oder teilweise fällig wird, im Hinblick auf Art. 49 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
eine unzulässige Beschränkung des freien Dienstleistungsver­
kehrs?
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